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Gesetz zur Einschränkung der Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen in den 

geschützten Meeresgebieten im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschafts· 

zone und des Festlandsockels 

Sehr geehrter Herr Bundesminister Schneider, Li& (Ör~lc1.1 

mit Schreiben vom 12.11.2025 hat mir Herr Chris de Ruyter van Steveninck, CEO des Gasför­

derunternehmens One-Dyas B.V., seine tiefe Besorgnis über den Entwurf des o.g. Gesetzes 

mitgeteilt. Ich darf davon ausgehen, dass sich das Unternehmen parallel auch noch einmal an 

Ihr Haus gewandt hat. 

Die Bedenken des Unternehmens kann ich nachvollziehen: Der Bundesrat hat bereits in sei­

ner Stellungnahme zum Gesetzentwurf vom 29.10.2025 das Ziel, Meeresschutzgebiete zu 

stärken, grundsätzlich begrüßt. Er hat allerdings 'auch zu Recht angemerkt, dass eine effektive 

Bekämpfung der anthropogenen Verschmutzung der Meere nur erfolgen karin, wenn alie Be-

. teiligten mitgenommen werden und ein schonender Ausgleich zwischen den verschiedenen 

Interessen angestrebt wird. 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt mir unzureichend, dass die Förderung heimischer Gasres­

sourcen einen guten Beitrag zur Sicherung der Versorgung zu bezahlbaren Preisen leisten 

kann. Heimisches Gas ist in Bezug auf den C02-Fußabdruck deutlich klimafreundlicher als im­

portiertes LNG. 
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Die heimische Rohstoffgewinnung muss zudem keine Belastung für Naturräume sein, sondern 

kann bei verantwortungsvoller Gasförderung und engmaschigen Überwachung mit dem Natur­

schutz vereinbar sein. 

Mir ist wichtig, dass deutsche Politik für Unternehmen und unsere Nachbarländer verlässlich 

ist. Der übereilte Gesetzentwurf sendet das falsche Signal an Unternehmen und unsere Part­

ner in der EU. Aus meiner Sicht ist es erforderlich, auch bei Maßnahmen zum Natur- und Um­

weltschutz die betroffenen Unternehmen mitzunehmen und ihnen Investitionssicherheit zu ge­

währleisten. Die One-Dyas B.V. hat bei der Investitionsentscheidung von rund 500 Mio. EUR 

auf die bestehende deutsche Rechtslage vertraut. Der Entwurf ändert diese Rechtslage ein­

seitig und ausschließlich zulasten dieses einen Unternehmens, ohne einen wirklichen Mehr­

wert für die deutsche Naturschutzpolitik zu schaffen. 

Die Belange der Wirtschaft und Versorgungssicherheit sind beim derzeitigen Entwurf des o.g. 

Gesetzes nicht ausreichend berücksichtigt. Insoweit bitte ich den Gesetzentwurf nachzubes­

sern, um eine bessere und faire Lösung für alle Beteiligten zu erreichen. 

Mit freundlichen Grüßen 


